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Benutzungsordnung für die Betreuung  
an der Grundschule Gutenzell-Hürbel 

 
Die nachfolgenden Allgemeinen Betreuungsbedingungen der Ganztagsbetreuung an der Grund-
schule Gutenzell-Hürbel ergänzen den zwischen den Personensorgeberechtigten und dem Trä-
ger geschlossenen Betreuungsvertrag. Die Personensorgeberechtigten wurden vor Unterzeich-
nung des Betreuungsvertrags ausdrücklich auf die Geltung der Benutzungsordnung hingewie-
sen und hatten Gelegenheit, deren Inhalt zur Kenntnis zu nehmen. Mit Unterzeichnung des Be-
treuungsvertrags erkennen die Personensorgeberechtigten die Benutzungsordnung als ver-
bindlich an. 
 

§ 1 Aufgabe der Einrichtung 

1. Bei dem Angebot der Ganztagsbetreuung während der Schulzeit an der Grundschule Gu-
tenzell-Hürbel handelt es sich um eine rechtsanspruchserfüllende ergänzende Betreuung 
des Halbtagsschulbetriebs für Schulkinder gemäß § 8b Schulgesetz BW. Als gesetzliche 
Aufsicht gemäß § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 SGB VIII wurde die Betreuung unter die 
Schulaufsicht gestellt und bedarf daher keiner Betriebserlaubnis. 
 

2. Die vereinbarten Betreuungszeiten des Kindes ergeben sich aus dem mit den Personen-
sorgeberechtigten geschlossenen Betreuungsvertrag.  

 
3. Die Betreuung erfolgt außerhalb des stundenplanmäßigen Unterrichts in den für die jewei-

lige Gruppe vereinbarten Zeiten mit spielerischen und freizeitbezogenen Aktivitäten. Einge-
schlossen ist die Möglichkeit des Mittagessens. Unterricht erfolgt nicht. 
 

4. Die Ferienbetreuung im Rahmen des Rechtsanspruchs ist nicht Inhalt dieser Benutzungs-
ordnung. Die Ferienbetreuung wird über einen interkommunalen Kooperationsvertrag ge-
regelt. 
 

§ 2 Aufnahme 

1. Das Betreuungsverhältnis beginnt mit der Aufnahme des Kindes zum vertraglich vereinbar-
ten Zeitpunkt. 
 

2. Die Aufnahme des Kindes kann erst nach Unterzeichnung des Betreuungsvertrages durch 
die Personensorgeberechtigten erfolgen. 
 

3. Die Aufnahme ist grundsätzlich zum Beginn des Schuljahres und des Schulhalbjahres. Eine 
Aufnahme zu anderen Zeiten ist begründet im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten mög-
lich.  

 
4. Mit der Aufnahme in die Einrichtung gilt die Leistung als in Anspruch genommen und be-

rechtigt zur Erhebung des Entgelts nach § 7. 
 

5. Kinder mit einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung können in die Einrich-
tung aufgenommen werden, soweit ihren besonderen Bedürfnissen in der Betreuung, Bil-
dung und Erziehung innerhalb der Rahmenbedingungen der Einrichtung Rechnung getra-
gen werden kann. Das Wohl des zu betreuenden Kindes und der weiteren betreuten Kinder 
bzw. des Personals können es im Einzelfall zwingend erforderlich machen, die Erziehungs-
partnerschaft zwischen Einrichtung und Personensorgeberechtigten in besonderer Weise 
auszugestalten und den Betreuungsvertrag entweder vor Aufnahme des Kindes oder wäh-
rend des Betreuungsverhältnisses schriftlich zu ergänzen.  
 

6. Kinder mit und ohne Behinderungen werden in gemeinsamen Gruppen betreut. Dabei wird 
berücksichtigt, dass sowohl den Bedürfnissen der behinderten als auch der nicht 
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behinderten Kinder Rechnung getragen wird. 
 

7. Die Personensorgeberechtigten verpflichten sich, Änderungen in der Personensorge sowie 
Änderungen der Anschrift, der privaten und geschäftlichen Telefonnummern der Leitung 
unverzüglich mitzuteilen, um bei plötzlicher Krankheit des Kindes oder anderen Notfällen 
erreichbar zu sein. 
 

§ 3 Änderung des Betreuungsumfangs 

1. Eine Änderung des Betreuungsumfangs (Ummeldung) während der Vertragslaufzeit kann 
von den Personensorgeberechtigten in Textform beantragt werden. Eine Änderung der Be-
treuungsumfangs bedarf der Zustimmung des Trägers der Einrichtung. Der Träger der Ein-
richtung kann die Zustimmung insbesondere aufgrund nicht vorhandener Platzkapazitäten 
oder nicht ausreichenden Personalressourcen verweigern. Ein Rechtsanspruch auf Ände-
rung des Betreuungsumfangs besteht nicht. 
 

2. Der Träger ist unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Monatsende dazu berech-
tigt, das Vertragsverhältnis in Textform zu kündigen, wenn grundlegende Änderungen der 
Betreuungskonzeption (Betriebsformen, Betreuungszeiten) oder andere wichtige Gründe 
dazu führen, dass die weitere vertragsgemäße Betreuung des Kindes nicht mehr möglich 
oder zumutbar ist und eine Reduzierung des vereinbarten Betreuungsumfanges erforder-
lich ist. Der Träger wird den Personensorgeberechtigten mit der Kündigung ein Angebot zur 
Fortsetzung des Betreuungsverhältnisses zu den geänderten Bedingungen unterbreiten. 
Die Rechte nach § 313 BGB bleiben unberührt. 

 

§ 4 Beendigung des Vertrags; Kündigung  

1. Die Personensorgeberechtigten können das Vertragsverhältnis mit einer Frist von drei Mo-
naten zum Monatsende erklärt werden. Die Abmeldung muss schriftlich erfolgen. Sollte kein 
triftiger Grund vorliegen, so ist die Gebühr für das ganze Schuljahr zu entrichten.  
 

2. Der Träger der Einrichtung kann das Vertragsverhältnis mit einer Frist von drei Monaten 
zum Monatsende kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des 
Vertragsverhältnisses hat, wobei die Gründe für ein berechtigtes Interesse des Trägers der 
Einrichtung im Kündigungsschreiben anzugeben sind.  

 
Ein berechtigtes Interesse des Trägers der Einrichtung an der Beendigung des Vertrags-
verhältnisses liegt insbesondere vor, wenn 

 
a) der vereinbarte Betreuungsumfang über einen Zeitraum von 3 Monaten zu mindestens 

50% oder mehr unentschuldigt nicht in Anspruch genommen wird; 
 

b) das Kind die Einrichtung über einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr als vier 
Wochen unentschuldigt nicht besucht hat;  
 

c) erhebliche Auffassungsunterschiede zwischen den Personensorgeberechtigten und 
der Einrichtung beispielsweise über das Erziehungskonzept und / oder eine dem Kind 
angemessene Förderung in der Tageseinrichtung vorliegen und trotz eines vom Träger 
der Einrichtung anberaumten Einigungsgesprächs nicht ausgeräumt werden können. 
 

d) der Träger der Einrichtung den Betrieb der Einrichtung aufgibt bzw. einstellt.  
 

3. Jede Vertragspartei kann das Vertragsverhältnis aus wichtigem Grund außerordentlich frist-
los kündigen, wobei der wichtige Grund im Kündigungsschreiben anzugeben ist. Ein wich-
tiger Grund liegt vor, wenn dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls, insbesondere eines Verschuldens der Vertragsparteien, und unter Abwägung 
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der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist oder bis zur sonstigen Beendigung des Vertragsverhältnisses nicht zuge-
mutet werden kann. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 
 
a) die Personensorgeberechtigten die vertraglichen Verpflichtungen trotz vorheriger 

schriftlicher Abmahnung nicht einhalten.  
 

b) durch die Betreuung des Kindes in der Einrichtung unverhältnismäßige Nachteile für 
andere in der Einrichtung betreute Kinder und/oder den Träger der Einrichtung entste-
hen, insbesondere wenn die Gefahr der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit 
anderer Kinder und/oder des betreuenden Personals besteht oder diese unzumutbar 
belästigt werden und auch ein vom Träger der Einrichtung anberaumtes Einigungsge-
spräch mit den Personensorgeberechtigten keine Änderung des Verhaltens des Kin-
des herbeigeführt hat.   
 

c) der zu entrichtende Elternbeitrag für zwei aufeinanderfolgende Monate trotz vorheriger 
Mahnung unter Kündigungsandrohung nicht bezahlt wurde. 
 

4. Sämtliche Kündigung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform. 
 

§ 5 Besuch der Einrichtung, Öffnungszeiten 

1. Das Betreuungsjahr beginnt und endet mit dem Ende der Sommerferien in Baden-Würt-
temberg. 
 

2. Im Interesse des Kindes soll die Einrichtung regelmäßig besucht werden. 
 

3. Wenn ein Kind die Betreuung nicht besuchen kann ist die Schule unverzüglich in geeigneter 
Weise zu benachrichtigen. 
 

4. Die Betreuung der Kinder erfolgt nur an Schultagen. Betreuung und Unterricht decken zu-
sammen einen Zeitrahmen von mindestens 8 Stunden am Vormittag ab. Die Betreuungs-
zeiten werden nach den Erfordernissen der Eltern und der Stundenplanvorgaben festge-
setzt. 

 
5. Der Besuch der Einrichtung richtet sich nach den vereinbarten Betreuungszeiten. Eine Be-

treuung außerhalb der vereinbarten Betreuungszeiten wird nicht gewährleistet.  
 

§ 6 Ferien und Schließung der Einrichtung aus besonderem Anlass 

1. Die Ferienzeiten und Schließtage werden vom Träger der Einrichtung festgelegt und recht-
zeitig bekanntgegeben. 
 

2. Zusätzliche Schließungstage können sich u.a. aus folgenden Anlässen ergeben: Wegen 
Krankheit, behördlicher Anordnungen, Fachkräftemangel, betrieblicher Mängel, Infektions-
schutzmaßnahmen nach dem IfSG. Die Personensorgeberechtigten werden hiervon bald-
möglichst unterrichtet. 

 

§ 7 Elternbeitrag / Essensgeld 

1. Für den Besuch der Einrichtung wird ein Elternbeitrag und gegebenenfalls zusätzlich ein 
Essensgeld (gemeinsam nachfolgend „Entgelt“ oder „Beitrag“ genannt) erhoben. Auf die 
Regelungen und Vereinbarungen im Betreuungsvertrag wird verwiesen.  

 
2. Beitragsmaßstab ist der Umfang der Betreuungszeit. Das Entgelt beträgt 10 Euro im Monat 
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pro gebuchte Betreuungseinheit. 
3. Beitragspflichtig sind 11 Monate eines Schuljahres, für den Monat August wird kein Entgelt 

erhoben.  
 
4. Das Entgelt ist am 1. des laufenden Monats zur Zahlung fällig. Wird ein Kind während des 

Monats in die Betreuung aufgenommen, muss das gesamte Monatsentgelt entrichtet wer-
den. Mehrere Entgeltschuldner haften als Gesamtschuldner 

 
5. Für die Bezahlung des monatlichen Entgelts ist der Gemeindekasse Gutenzell-Hürbel eine 

Einzugsermächtigung zu erteilen.  
 
6. Das Entgelt ist von den Personensorgeberechtigten in der vereinbarten Höhe ab dem Be-

ginn des Monats an den Träger zu entrichten, in dem das Kind in die Betreuung aufgenom-
men wird.  

 
7. Das Entgelt ist eine Beteiligung an den gesamten Betriebskosten der Einrichtung und ist 

deshalb, vorbehaltlich der Regelung unter § 7 Abs. 3, auch während der Ferien, bei Nicht-
benutzung oder bei vorübergehender Schließung (vgl. § 6) und bis zur Wirksamkeit einer 
Kündigung zu bezahlen. Urlaub, Krankheit oder Quarantäne des Kindes führen nicht zu 
einer Erstattung. Bei Schließungen oder einer Reduzierung der Betreuungszeiten insbe-
sondere infolge höherer Gewalt, Streik, behördlicher Anordnung oder anderer vom Träger 
nicht zu vertretender Ereignisse werden grundsätzlich weder Mehraufwendungen erstattet 
noch Entgelte ermäßigt. 
 

8. Das Mittagessen wird separat nach den tatsächlichen Kosten abgerechnet.  
 

 
§ 8 Anpassung des Entgelts 

1. Der Träger ist berechtigt, den vereinbarten Elternbeitrag sowie das vereinbarte Essensgeld 
nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen, wenn sich einer oder mehrere der 
nachfolgend abschließend genannten Kostenfaktoren verändern: 
 
- Tatsächlichen Betriebskosten der Einrichtung, insbesondere Personalkosten (ein-

schließlich tariflicher Änderungen), Sach- und Energiekosten, gesetzliche Abgaben, Le-
bensmittelpreise. 

- Gesetzliche oder behördliche Vorgaben, die die Kosten der Leistungserbringung beein-
flussen. 
 

Eine Anpassung nach billigem Ermessen umfasst sowohl Erhöhungen als auch Senkungen 
des Entgelts. Die Angemessenheit einer Preisanpassung kann nach § 315 Abs. 3 BGB 
durch das zuständige Gericht überprüft werden. 

 
2. Über jede Entgeltanpassung informiert der Träger die Personensorgeberechtigten in Text-

form mit Angabe der Anpassungsgründe mindestens zwei Monate vor Inkrafttreten der 
neuen Entgelte. 
 

3. Den Personensorgeberechtigten wird im Falle der Erhöhung des Entgelts durch den Träger 
ein Sonderkündigungsrecht eingeräumt. Sie können den Vertrag mit Wirkung zum Tag vor 
Inkrafttreten der Anpassung kündigen, wobei dem Träger der Einrichtung die Kündigung 
spätestens eine Woche vor dem Inkrafttreten der neuen Beiträge in Textform zugehen 
muss. 
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§ 9 Versicherung 

1. Die Teilnahme am Betreuungsangebot fällt unter den Versicherungsschutz der Schülerun-
fallversicherung. Hiervon wird auch der Weg zum und vom Betreuungsangebot erfasst. 
 

2. Alle Unfälle, die auf dem Weg zur und von der Einrichtung eintreten, müssen der Leitung 
der Einrichtung unverzüglich gemeldet werden. 

 
3. Die Aufsicht der Betreuungskräfte beginnt mit dem Eintreffen des Kindes in der Betreuungs-

gruppe und endet mit dem Verlassen der Betreuungsgruppe durch das Kind, spätestens 
mit dem für die Betreuungsgruppe festgelegten Betreuungsende. Der Weg vom und zum 
Betreuungsangebot fällt nicht unter die Aufsicht der Betreuungskräfte. 
 

4. Für Verlust, Beschädigung oder Verwechslung mitgebrachter persönlicher Gegenstände 
des Kindes (z. B. Kleidung, Spielsachen, Fahrräder etc.) wird keine Haftung übernommen, 
soweit kein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten des Trägers oder seiner Erfül-
lungsgehilfen vorliegt. Es wird empfohlen, die Gegenstände mit dem Namen des Kindes zu 
kennzeichnen. 
 

5. Für Schäden, die ein Kind einem Dritten zufügt, haften unter Umständen die Eltern. Es wird 
deshalb empfohlen, eine private Haftpflichtversicherung abzuschließen. 

 

§ 10 Regelung in Krankheitsfällen 

1. Für Regelungen in Krankheitsfällen, insbesondere zur Meldepflicht, zum Besuchsverbot 
bzw. bei der Wiederaufnahme des Kindes in die Einrichtung nach Krankheit, ist das Infek-
tionsschutzgesetz (IfSG) maßgebend. Die Belehrung der Personensorgeberechtigten (§ 34 
Abs. 5 S. 2 IfSG) erfolgt durch die Kenntnisnahme des Merkblattes (Anlage 1) 
 

2. Die über das IfSG geregelten und im Merkblatt zur Belehrung (Anlage 1) aufgelisteten Be-
suchsverbote und Mitteilungspflichten sowie Zustimmungspflichten des Gesundheitsamtes 
zum Besuch der Einrichtung sind zu befolgen.  
 

3. Darf ein Kind wegen einer Krankheit die Schule nicht besuchen, ist auch der Besuch der 
Betreuung nicht möglich. Bei Erkältungskrankheiten, bei Auftreten von Hautausschlägen, 
Halsschmerzen, Erbrechen, Durchfall oder Fieber sind die Kinder zu Hause zu behalten. 
Das gilt auch bei Kopflaus- und Krätzmilbenbefall, wenn die Behandlung nicht begonnen 
wurde. 

 
4. In besonderen Fällen werden ärztlich verordnete Medikamente, die eine Einnahme in der 

Einrichtung während der Betreuungszeit notwendig machen, nur nach schriftlicher Verein-
barung zwischen Personensorgeberechtigten und den pädagogisch tätigen Mitarbeitenden 
verabreicht. 
 

5. Chronische oder ansteckende Erkrankungen des Kindes, die eine besondere Betreuung 
oder medizinische Maßnahme erfordern (z. B. Allergien, Diabetes, schwere Asthmaformen 
etc.) sind der Einrichtungsleitung vor Betreuungsbeginn oder bei erstmaligem Auftreten un-
verzüglich mitzuteilen.  
 

§ 11 Aufsicht 

1. Die pädagogisch tätigen Mitarbeitenden sind während der vereinbarten Betreuungszeit der 
Einrichtung für die ihnen anvertrauten Kinder verantwortlich. 
 

2. Bei gemeinsamen Veranstaltungen (z.B. Feste, Ausflüge) sind die 
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Personensorgeberechtigten aufsichtspflichtig, sofern vorher keine andere Absprache über 
die Wahrnehmung der Aufsicht getroffen wurde. 

 
 

3. Für die Schulkinder erstreckt sich die Aufsichtspflicht auf die Zeit des Aufenthaltes in der 
Einrichtung während der Betreuungszeiten. Für den Weg von und zur Einrichtung sind die 
Personensorgeberechtigten verantwortlich, ebenso für die Teilnahme an Veranstaltungen 
außerhalb der Einrichtung, die die Kinder mit dem erklärten Einverständnis der Personen-
sorgeberechtigten besuchen. 

 

 
§ 12 Datenschutz 

1. Der Träger der Einrichtung verarbeitet personenbezogene Daten unter Beachtung der für 
ihn einschlägigen datenschutzrechtlichen Vorgaben (DSGVO, LDSG BW etc.) 

 
2. Über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit der Durch-

führung des Betreuungsverhältnisses wurden die Personensorgeberechtigten anhand der 
als Anlage 2 beigefügten Datenschutzhinweise zum Betreuungsvertrag gemäß Art 13 
DSGVO informiert.  

 
 

§ 13 Inkrafttreten 

1. Diese Richtlinien treten mit Beginn des Schuljahres 2026/2027 in Kraft. Sie werden Be-
standteil des Vertragsverhältnisses zwischen dem Träger der Betreuung und den Perso-
nensorgeberechtigten. 

2. Gleichzeitig tritt die frühere Benutzungsordnung für die Betreuung an der Grundschule in 
Gutenzell-Hürbel vom 25.07.2011 außer Kraft 

 

Gutenzell-Hürbel, den 27. Juli 2026 

 

 

gez. 

Jerg, Bürgermeister 

 

 

 



Anlage 1 

- 1 - 
 

GEMEINSAM VOR INFEKTIONEN SCHÜTZEN  

Informationen für Sorgeberechtigte zu den Regelungen nach § 34  Infektionsschutzgesetz 

Bereitgestellt von der Gemeinde Gutenzell-Hürbel 

In Gemeinschaftseinrichtungen für Kinder befinden sich viele Menschen auf engem Raum. Da-
her können sich hier Infektionskrankheiten besonders leicht ausbreiten. Um in Gemeinschafts-
einrichtungen alle Kinder und das Personal vor ansteckenden Krankheiten zu schützen, sind im 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) Regelungen benannt, die die Mitwirkung aller vorsieht. 
Dazu möchten wir Sie mit diesem Merkblatt informieren. 

Aufklärung zur Vorbeugung von ansteckenden Krankheiten 

Gemeinschaftseinrichtungen sind nach dem Infektionsschutzgesetz (§ 34 Abs. 5 IfSG) verpflichtet, 
über allgemeine Möglichkeiten zur Vorbeugung ansteckender Krankheiten aufzuklären. Dazu ge-
hören: 

 das Einhalten allgemeiner Hygieneregeln, insbesondere regelmäßiges Händewaschen vor dem 
Essen, nach dem Toilettenbesuch oder nach Aktivitäten im Freien, 

 ein vollständiger Impfschutz bei Ihrem Kind. 

Impfungen schützen auch vor Krankheiten, die durch allgemeine Hygienemaßnahmen allein nicht 
ausreichend verhindert werden können (z.B. Masern, Mumps und Windpocken). 

 Bei Aufnahme in eine Kindertageseinrichtung muss nachgewiesen werden, dass zuvor eine 
ärztliche Beratung über einen altersgemäßen Impfschutz entsprechend den Empfehlungen 
der Ständigen Impfkommission erfolgt ist. Das Fehlen eines solchen Nachweises muss die 
Kindertageseinrichtung dem zuständigen Gesundheitsamt mitteilen (§ 34 Abs. 10a IfSG). 

 Bei Erstaufnahme in eine Schule wird der Impfstatus durch das zuständige Gesundheitsamt 
bzw. durch vom Gesundheitsamt beauftragte Ärztinnen/Ärzte erhoben (§ 34 Abs. 11 IfSG). 

 Alle Kinder müssen einen ausreichenden Impfschutz gegen Masern oder eine vorliegende Im-
munität gegen Masern aufweisen (§ 20 Abs. 8 IfSG). Wenn aus medizinischen Gründen nicht 
gegen Masern geimpft werden kann, muss ein entsprechendes ärztliches Attest vorgelegt 
werden. 

Bei weiteren Fragen dazu wenden Sie sich bitte an Ihre/n Haus- oder Kinderarzt/-ärztin oder an 
Ihr Gesundheitsamt. 

Mitteilungspflicht der Sorgeberechtigten beim Vorliegen einer meldepflichtigen Krankheit 

Wenn Ihr Kind an einer meldepflichtigen Krankheit erkrankt oder der Verdacht auf eine meldepflich-
tige Erkrankung besteht oder ein meldepflichtiger Erreger nachgewiesen wurde, informieren Sie 
bitte unverzüglich uns, die Gemeinschaftseinrichtung Ihres Kindes, darüber, welche Krankheit 
bei Ihrem Kind festgestellt bzw. welcher Erreger nachgewiesen wurde. 

Im Infektionsschutzgesetz (§34 Abs. 5 und Abs. 6 IfSG) ist die Mitteilungspflicht von: 

 Sorgeberechtigten an die Gemeinschaftseinrichtung und 
 anschließend von der Gemeinschaftseinrichtung an das Gesundheitsamt festgelegt. 

Somit tragen alle dazu bei, dass zusammen mit dem Gesundheitsamt die notwendigen Maßnahmen 
gegen eine Weiterverbreitung der Krankheit ergriffen werden können. 

Ansprechperson in der Gemeinschaftseinrichtung: Frau Schick-Schäle 

Kontakt: Tel.: 07352 1394 E-Mail: gs-gutenzell-huerbel@t-online.de 
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Gesetzliche Regelungen zu Betretungsverboten 

Im Infektionsschutzgesetz ist festgelegt, dass ein Kind im Erkrankungsfall mit einer meldepflichtigen Krank-
heit oder bei entsprechendem Verdacht eine Gemeinschaftseinrichtung nicht betreten darf. 

Bei manchen meldepflichtigen Krankheiten muss ein Kind bereits dann zu Hause bleiben, wenn eine an-
dere Person im selben Haushalt erkrankt ist oder der Verdacht auf eine dieser Krankheiten besteht (§ 34 
Abs. 3 IfSG). Ausnahmen dazu können nach Prüfung durch das Gesundheitsamt zugelassen werden. 

Da einige Krankheitserreger auch nach einer durchgemachten Erkrankung weiter ausgeschieden werden kön-
nen, unabhängig davon, ob und wie ausgeprägt Symptome vorhanden sind oder waren, besteht auch dann 
die Möglichkeit, dass sich andere Personen anstecken. Nach dem Infektionsschutzgesetz ist deshalb vorgese-
hen, dass dann eine Gemeinschaftseinrichtung nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und unter Be-
achtung der festgelegten Schutzmaßnahmen wieder besucht werden darf (§ 34 Abs. 2 IfSG). 

Der Besuch einer Gemeinschaftseinrichtung ist generell erst wieder möglich, wenn keine An-
steckungsgefahr mehr besteht, in einigen Fällen ist ein ärztliches Attest vorzulegen. 

Die Tabelle gibt eine Übersicht, für welche Situationen ein Betretungsverbot der 
Gemeinschaftseinrichtung besteht. 

Tabelle: Übersicht zu Betretungsverboten der Gemeinschaftseinrichtung nach Krankheit/Erregernachweis gemäß IfSG 

  Erkrankung oder  
Verdacht* 

Ausscheidung  

des Erregers" 

Erkrankung oder  
Verdacht in WG* 

Infektiöser (durch Viren oder Bakterien verursachter) Durchfall oder Erb-
rechen (bei Kindern < 6 Jahren) 

X   

ansteckungsfähige Lungentuberkulose X  X 
bakterielle Ruhr (Shigellose)/ Shigella spp. X X x 
Borkenflechte (Impetigo contagiosa) X   
Cholera/ Vibrio cholerae 0 1 und 0 139 X x X 
Darmentzündung (Enteritis), durch EHEC verursacht/ entero-
hämorrhagische E. coli (EHEC) 

X X x 

Diphtherie/ Corynebacterium spp. X x X 
Hepatitis A (Leberentzündung) X  X 
Hepatitis E (Leberentzündung) X  X 
Hirnhautentzündung durch Haemophilus-in luenzae-
(Hib)-Bakterien 

X  X 

Keuchhusten (Pertussis) X   
Kinderlähmung (Poliomyelitis) X  X 
Kopflausbefall (wenn korrekte Behandlung noch nicht 
begonnen wurde) 

X   

Skabies (Krätze) (wenn korrekte Behandlung noch nicht 
durchgeführt wurde) 

X   

Masern X  X 
Meningokokken-Infektion X  X 
Mumps X  X 
Orthopocken-Krankheiten (z.B. Mpox, Kuhpocken) X   
Pest X  X 
Röteln X  X 
Scharlach oder andere Infektionen mit 5. pyogenes X   
Typhus oder Paratyphus/ 5. Typhi oder 5. Paratyphi X x X 
virusbedingtes hämorrhagisches Fieber (z.B. Ebolafieber) X  X 
Windpocken (Varizellen) x  x 
*Betretungsverbot von Gemeinschaftseinrichtungen und Mitteilungspflicht der Sorgeberechtigten bei Verdacht auf oder Erkrankung 
5Besuch von Gemeinschaftseinrichtungen nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und Mitteilungspflicht der Sorgebe-

rechtigten bei Ausscheidung 

"Betretungsverbot von Gemeinschaftseinrichtungen und Mitteilungspflicht der Sorgeberechtigten bei Verdacht auf oder Er-
krankung einer anderen Person in der Wohngemeinschaft (WG) 
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Datenschutzhinweise gemäß Art. 13 DSGVO zum Betreuungsvertrag 
 

1. Allgemeines 
 
Diese Datenschutzhinweise informieren Sie über den Umgang des Trägers als verantwortliche 
Stelle i.S.d. Art. 4 Nr. 7 DSGVO mit Ihren personenbezogenen Daten und denjenigen Ihres 
betreuten Kindes im Rahmen des Betreuungsverhältnisses. 
 

2. Name und Kontaktdaten des Trägers 
 

Verantwortlicher im Sinne des Artikel 13 Abs. 1 lit. a DSGVO ist: 

Gemeinde Gutenzell-Hürbel 

Kirchberger Straße 8, 88484 Gutenzell-Hürbel 

E-Mail: info@gutenzell-huerbel.de 

Telefon: 07352 9235-0 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter der E-Mail-Adresse: datenschutz@gu-
tenzell-huerbel.de 

 
3. Die verschiedenen Zwecke der Datenverarbeitung sowie deren Rechtsgrundlage 

 
a) Datenverarbeitung zum Zwecke der Durchführung des Betreuungsverhältnisses 

 
Der Träger verarbeitet zum Zwecke der Erfüllung des Betreuungsverhältnisses personenbe-
zogenen Daten der Erziehungsperson/en wie Vor- und Nachname, Rechtsstellung der Erzie-
hungsperson/en zum Kind, Anschrift, Telefonnummer, Bankverbindungsdaten sowie perso-
nenbezogene Daten des betreuten Kindes wie Vor- und Nachname, Geburtsdatum, Anschrift, 
Kontaktdaten des Hausarztes des Kindes, Namen und Geburtsdaten der Geschwister (wenn 
die Gebühr der Kindertageseinrichtung von deren Anzahl und Alter abhängt) sowie Krankhei-
ten, die der Kindertageseinrichtung bekannt sein sollten, um ggf. angemessen und richtig hie-
rauf reagieren zu können (z. B. Diabetes, Asthma, epileptische Anfälle). Im Rahmen des Be-
treuungsvertrags obliegen dem Träger weiterhin Fürsorgepflichten, aus denen die Notwendig-
keit der Verarbeitung weiterer personenbezogener Daten resultieren kann. 
Die Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten der Erziehungsperson/en sowie des be-
treuten Kindes erfolgt zum Zweck der Anbahnung, Durchführung und Abwicklung des Betreu-
ungsverhältnisses. Die Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten geschieht demnach 
auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO. 
Damit der Betreuungsvertrag durchgeführt werden kann, müssen Sie diejenigen personenbe-
zogenen Daten bereitstellen, die für die Begründung, Durchführung und Beendigung des Be-
treuungsvertrags erforderlich sind. Ohne diese Daten ist dem Träger die Erfüllung seiner ver-
traglichen Pflichten nicht möglich. 
 
 
b) Datenverarbeitung auf Basis einer von Ihnen erteilten Einwilligung 

 
Wenn Sie uns hierzu Ihre Einwilligung erteilen, verarbeitet der Träger ggf. personenbezogene 
Daten wie beispielsweise Fotos (ggf. ergänzend im Rahmen der Entwicklungsdokumentation)  
sowie Ton- oder Videoaufnahmen und übermittelt diese ggf. im Rahmen einer erteilten Einwil-
ligung an Dritte. 
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Die Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten geschieht auf Basis der von Ihnen erteil-
ten Einwilligung und demnach auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO. 
 
Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Bitte beachten Sie, dass der Wi-
derruf erst für die Zukunft wirkt. Die Rechtmäßigkeit von Datenverarbeitungen, die vor dem 
Widerruf erfolgt sind, sind von dem Widerruf nicht betroffen. 
 
Vorstehendes gilt entsprechend, wenn im Ausnahmefall eine Verarbeitung von Gesundheits-
daten des betreuten Kindes durch den Träger auf Ihrer Einwilligung beruht (Art. 9 Abs. 2 lit. a 
DSGVO). 
 
c) Datenverarbeitung zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen 

 
Eine Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Träger kann auch erfolgen, wenn 
diese zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, der der Träger als verant-
wortliche Person unterliegt. 
 
Hierzu zählt beispielsweise die Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang 
mit der Ermittlung der statistischen Bedarfsentwicklung, Erste-Hilfe-Maßnahmen, und Unfall-
meldungen, Maßnahmen der Kindeswohlsicherung und Maßnahmen der Impfprävention so-
wie der -dokumentation sowie der Meldepflicht bei bestimmten Krankheiten. 
 
Die Verarbeitung solcher personenbezogenen Daten geschieht auf der Grundlage des Art. 6 
Abs. 1 lit. c DSGVO. 
 
4. Empfänger oder Kategorien von Empfängern 
 
Innerhalb des Trägers erhalten ausschließlich diejenigen Stellen Zugriff auf personenbezo-
gene Daten, die diese zur Erfüllung der rechtlichen Verpflichtungen des Trägers benötigen. 
 
Auch an vom Träger eingesetzte Dienstleister (Auftragsverarbeiter) können unter den Voraus-
setzungen des Art. 28 DSGVO zu den genannten Zwecken Daten übermittelt werden. 
 
Personenbezogene Daten dürfen an Dritte als Empfänger nur weitergegeben werden, wenn 
gesetzliche Bestimmungen dies erlauben. Unter dieser Voraussetzung können Empfänger 
personenbezogener Daten anlassbezogen sein: das örtliche Jugendamt, der Unfallversiche-
rungsträger, der Hausarzt des betreuten Kindes oder das Gesundheitsamt. Weitere Daten-
empfänger können diejenigen Stellen sein, für die Sie Ihre Einwilligung zur Datenübermittlung 
erteilt haben, z.B. eine kommunale Zeitung im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit oder etwaige 
externe Kooperationspartner oder Beratungsstellen im Rahmen spezifischer Förderungsmaß-
nahmen (bspw. Erziehungsberatungsstellen oder Stellen der Sprach-, Früh-, Gesundheits-, 
Verhaltens-, Sozial-, Begabten-, Integrations- oder Inklusionsförderung). 
 
Es ist nicht beabsichtigt, personenbezogene Daten an ein Drittland zu übermitteln / Eine Da-
tenübermittlung in Länder außerhalb der EU bzw. des EWR (sogenannte Drittländer) oder in-
ternationale Organisationen findet nur statt, soweit dies für die Erfüllung unserer Aufgaben 
erforderlich ist, gesetzlich vorgeschrieben ist, Sie uns eine Einwilligung erteilt haben oder im 
Rahmen einer Auftragsverarbeitung. 
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5. Speicherfristen 
 

a) Datenverarbeitung zum Zwecke der Durchführung des Betreuungsverhältnisses 
 
Die hierfür erhobenen Daten werden gemäß Art. 17 Abs. 3 lit. e DSGVO bis zum Verjährungs-
eintritt aller absehbar geltend zu machenden Ansprüche aus dem Betreuungsvertrag gespei-
chert und anschließend gelöscht, sofern nicht weitergehende Aufbewahrungsfristen (aus HGB, 
StGB oder AO) existieren. Gemäß §§ 195, 199 BGB beträgt die Verjährungsfrist in der Regel 
drei Jahre, beginnend mit dem Ende des Kalenderjahres, in dem zuletzt mögliche Ansprüche 
aus dem Betreuungsvertrag entstanden sein können. 

 
b) Datenverarbeitung auf Basis einer von Ihnen erteilten Einwilligung 
 
Die aufgrund Ihrer Einwilligung erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Wider-
ruf Ihrer Einwilligung gespeichert und anschließend gelöscht, sofern der Träger nicht zu einer 
weitergehenden Speicherung verpflichtet ist (Art. 17 Abs. 1 lit. b DSGVO). 

 
c) Datenverarbeitung zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen 
 
Die hierfür erhobenen personenbezogenen Daten werden grundsätzlich gelöscht, sofern sie 
für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr 
notwendig sind. 

 
6. Betroffenenrechte 
 
Sie haben das Recht, 

 gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über die von dem Träger verarbeiteten personenbezoge-
nen Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwe-
cke, die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, ge-
genüber denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, 
das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung 
oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft Ihrer Daten, so-
fern diese nicht bei dem Träger erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automa-
tisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen Informa-
tionen zu deren Einzelheiten verlangen; 
 

 gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung 
Ihrer bei dem Träger gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen; 
 

 gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung der bei dem Träger gespeicherten Daten zu verlan-
gen, soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung 
und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus Gründen des öffentli-
chen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen erforderlich ist; 
 

 gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Da-
ten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die Verarbei-
tung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten nicht mehr 
benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Ver-
arbeitung eingelegt haben; 
 

 gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie dem Träger bereitgestellt 
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haben, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten oder 
die Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen; 
 

 gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber dem 
Träger zu widerrufen; hierzu genügt eine entsprechende E-Mail an info@gutenzell-huer-
bel.de, sowie 
 

 gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. 
 
 

7. Widerspruchsrecht 
 

Sofern personenbezogenen Daten im Einzelfall auf Grundlage von berechtigten Interessen 
des Trägers gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, 
gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben. 
Im letzteren Fall haben Sie ein generelles Widerspruchsrecht, das ohne Angaben einer be-
sonderen Situation von dem Träger umgesetzt wird. Möchten Sie von Ihrem Widerspruchs-
recht Gebrauch machen, genügt eine entsprechende E-Mail an info@gutenzell-huerbel.de. 
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